
t. 

Anfrage 

der Abgeordneten Doris Margreiter, Kolleginnen und Kollegen an die Bundesministerin für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 

betreffende einheitlicher Position der österreichischen Bundesregierung zu dem 
Freihandelsabkommen der Europäischen Union und Japan (JEFTA) 

Begründung 

Am 8. Dezember 2017 haben die Europäische Kommission und Japan eine Einigung eines 
umfassenden Freihandelsabkommen bekannt gegeben. EU-Kommissionspräsident Jean­
Claude Juncker und der japanische Ministerpräsident Shinzo Abe haben in einer 
gemeinsamen Stellungnahme betont, dass die Einigung sei nicht nur wirtschaftlich, sondern 
auch strategisch bedeutend ist. 

Der seit 2013 vorbereitete Freihandelspakt zwischen der Union und Japan soll nach 
Informationen der Kommission Zölle und andere Handelshemmnisse abbauen, um Wachstum 
und neue Jobs zu schaffen. Befürworterinnen des Abkommens argumentieren, dass 
gemessen an der Wirtschaftskraft das Abkommen der die größte Freihandelszone der Welt 
entstehen könnte. Zusammen zählen die EU und Japan mehr als 600 Millionen Einwohner. 
Die beiden Partner sind derzeit zusammen für knapp 30 Prozent der weltweiten 
Wirtschaftsleistung verantwortlich. Medienberichten zur Folge waren die Verhandlungen vor 
allem in Bereichen wie Fahrzeugindustrie und Landwirtschaft schwierig. Es ist davon 
auszugehen, dass in diesen Bereichen etliche Kompromisse gefunden werden mussten. 

Kritikerinnen thematisierten im Vorfeld einmal mehr die mangelnde Transparenz und das 
Verhandeln hinter verschlossenen Türen, sowie kritisierten unter anderem die fehlende 
Absicherung von Umweltstandards und das schwach ausgeprägte Nachhaltigkeitskapitel ohne 
verbindlichen Sanktionsmechanismus. 

Alexander Egit, Geschäftsführer von Greenpeace Österreich hat nach Bekanntwerden der 
Leaks im Juni 2017 auch die Regelung der Sonderklagsrechte kritisiert: "Außerdem zeige sich, 
dass die in Jefta vorgesehenen Sonderklagerechte für ausländische Investoren noch 
problematischer ausfallen könnten als in Ceta. Was die regulatorische Kooperation betrifft, 
belegten bereits im März geleakte Dokumente, dass durch JEFTA im Gesetzgebungsprozess 
eine Stärkung von Lobbys und Wirtschaftsinteressen gegenüber anderen öffentlichen 
Interessen drohe". (vgl. derstandard.at/2000059724164/EU-Japan-Vertrag-koennte­
Umweltstandards-aushoehlen, am 23. Juni 2017) 

Daher richten die unterzeichnenden Abgeordneten an den Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft folgende 
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Anfrage 

Allgemeines EU 

1. Wie haben sich die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und Japan in den letzten 
zehn Jahren entwickelt? 

2. Welche Besonderheiten weisen die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und Japan 
auf? 

3. Welchen Anteil an den EU-Gesamtexporten bzw. -importen entfielen auf Japan (sowohl 
nominell als auch in %/BIP)? 

a. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Wirtschaftssektoren? 
b. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Mitgliedstaaten? 

4. Welcher Anteil der EU-Warenexporte bzw. -importe entfiel auf Japan (sowohl nominell 
als auch in %/BIP)? 

a. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Wirtschaftssektoren? 
b. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Mitgliedstaaten? 

5. Welcher Anteil der EU-Dienstleistungsexporte bzw. -importe entfiel auf Japan (sowohl 
nominell als auch in %/BIP)? 

a. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Wirtschaftssektoren? 
b. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Mitgliedstaaten? 

6. Welcher Anteil der aktiven bzw. passiven Direktinvestitionen entfiel auf Japan (sowohl 
nominell als auch in %/BIP)? 

a. In welchem Ausmaß handelt es sich dabei um substanzielle ausländische 
Direktinvestitionen? 

b. In welchem Ausmaß handelt es sich dabei um Portfolioinvestitionen? 
c. In welchem Ausmaß handelt es sich dabei um sonstige Investitionen und 

welche sind dies? 
d. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Wirtschaftssektoren? 
e. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Mitgliedstaaten? 

7. Wie hoch sind die derzeitigen Zölle nach Einfuhr- bzw. Ausfuhrkategorie zwischen der 
EU und Japan? 

8. Wie hoch sind die jährlichen Einnahmen aus diesen Zöllen? 

Allgemeines Österreich 

9. Wie haben sich die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Österreich und Japan in den 
letzten zehn Jahren entwickelt? 

10. Welche Besonderheiten weisen die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Österreich und 
Japan auf? 

11. Welchen Anteil an den österreichischen Gesamtexporten bzw. -importen entfielen auf 
Japan (sowohl nominell als auch in %/BIP)? 

a. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Wirtschaftssektoren? 
b. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Bundesländer? 

12. Welcher Anteil der österreichischen Warenexporte bzw. -importe entfiel auf Japan 
(sowohl nominell als auch in %/BIP)? 

a. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Wirtschaftssektoren? 
b. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Bundesländer? 

13. Welcher Anteil der österreichischen Dienstleistungsexporte bzw. -importe entfiel auf 
Japan (sowohl nominell als auch in %/BIP)? 

a. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Wirtschaftssektoren? 
b. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Bundesländer? 

14. Welcher Anteil der aktiven bzw. passiven Direktinvestitionen entfiel auf Japan (sowohl 
nominell als auch in %/BIP)? 
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a. In welchem Ausmaß handelt es sich dabei um ausländische 
Direktinvestitionen? 

b. In welchem Ausmaß handelt es sich dabei um Portfolioinvestitionen? 
c. In welchem Ausmaß handelt es sich dabei um sonstige Investitionen und um 

welche? 
d. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Wirtschaftssektoren? 
e. Wie verteilt sich dies auf die einzelnen Bundesländer? 

Inhalte des Abkommens 

15. Welche Bereiche sollen durch das Abkommen geregelt werden? 
16. Welches Ziel gibt das Mandat im Bereich der Zollsätze vor? 
17. Für welche Kategorien sollen weiterhin Einfuhr-/Ausfuhr-Kontingente bestehen bleiben? 
18. In welchen landwirtschaftlichen Sektoren besteht seitens der EU besondere Sensibilität? 
19. In welchen landwirtschaftlichen Sektoren besteht seitens Österreichs besondere 

Sensibilität? 
20. In welchen landwirtschaftlichen Sektoren besteht seitens Japan besondere Sensibilität? 
21. Welche geschützten Ursprungsbezeichnungen bzw. geschützte geographische Angaben 

werden von österreichischer Seite als im Abkommen schützenswert verlangt? 
22. Welche Vorgaben enthält das Mandat in Hinblick auf SPS-Maßnahmen? 
23. Sieht das Mandat die gegenseitige Anerkennung von Zulassungsentscheidungen vor? 
24. Soll das Abkommen Bestimmungen über regulatorische Zusammenarbeit enthalten? 
25. Wie wird seitens der Regierung sichergestellt, dass im Rahmen der 

Regulierungskooperation bestehende Schutzniveaus z.B. in den Bereichen des 
Arbeitnehmerlnnen- Umwelt- und Klima-, Konsumentlnnen- und insbesondere des 
Datenschutzes nicht gesenkt werden? 

26. Wie und an welcher Stelle ist das Vorsorgeprinzip nach EU-Recht abgesichert? 
27. Ist ein Positiv-, ein Negativlistenansatz oder ein hybrider Ansatz im Bereich der 

Dienstleistungen geplant? 
28. Kommen im Abkommen sogenannte Stillstands- und Sperrklinkenklauseln zur 

Anwendung? 
29. Welche Ausnahmen von den Liberalisierungsverpflichtungen plant Österreich 

einzumeiden? 
a. Welche davon sollen auch für zukünftige Maßnahmen gelten (Annex I oder 

Annex II)? 
30. Welche Formulierung der Ausnahmeregelung wird in Hinblick auf Dienstleistungen der 

Daseinsvorsorge angestrebt? 

31. Wie werden die österreichischen Handlungsmöglichkeiten im Rahmen des § 25a 
Außenwirtschaftsgesetzes im Abkommen abgesichert? 

a. Ist dafür eine explizite Ausnahmeregelung im Abkommen vorgesehen? 
b. Falls nein, warum nicht? 
c. Wie werden die aktuellen Diskussionen zur rechtlich effektiven Umsetzung 

eines sogenannten "Foreign Investment Screening"-Prüfmechanismus, dafür 
notwendige Handlungsspielräume im öffentlichen Interesse und zur 
völkerrechtlichen Absicherung derartiger Prüfmechanismen im Abkommen 
berücksichtigt? 

32. Wird im Abkommen eine Revisionsklausel verankert, die den Vertragspartnern die 

Möglichkeit einräumt, das Abkommen schadlos zu kündigen, zu adaptieren oder konkrete 
Verpflichtungen betreffend die Liberalisierung einer Dienstleistung auszusetzen oder 
rückgängig zu machen? 

33. Welche Verpflichtungen sind im Abkommen im Verhandlungsbereich sogenannter 
"enhanced regulatory disciplines" und "innerstaatlicher Regulierung" vorgesehen? 
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34. Wie schätzen Sie mögliche Auswirkungen für Handlungsspielräume der öffentlichen 
Hand auf kommunaler, regionaler und nationaler Ebene ein? 

35. Welche Verhandlungsziele werden für die Bereiche staatliche Unternehmen, 
Dienstleistungskonzessionen und Public-Private-Partnerships (PPP) verfolgt? 

a. Wie lauten Ihre Folgeabschätzungen zu den Auswirkungen des Abkommens 
in diesen Bereichen? 

36. Wie schätzen Sie den Rechtsstaat Japans ein? 
a. Haben europäische oder auch österreich ische Unternehmen jemals Probleme 

gemeldet, diskriminiert worden zu sein gegenüber Inländern? 
b. Gibt es einen Unterschied und wenn ja welchen im verfassungsrechtlich bzw. 

grundrechtlich garantierten Eigentumsschutz zwischen EU und Japan? 

37. Soll das Abkommen einen Durchsetzungsmechanismus für Investitionsstreitigkeiten 
enthalten? 

a. Wenn ja: welches Modell (Staat-Staat-Streitverfahren oder ICS)? 
b. Soll das Abkommen ein Bekenntnis zur Teilnahme an einem multilateralen 

Investitionsgericht enthalten? 
c. Hat der Kläger die Kosten des Schiedsverfahrens selbst zu tragen oder zahlt 

dies die Allgemeinheit? 
d. Wenn ja, wie ist die Diskriminierung von Inländern zu rechtfertigen, die 

entsprechend dem Streitwert vor nationalen Gerichten Gerichtskosten zu 
bestreiten haben? 

38. Welche Verpflichtungen verlangt das Mandat im Bereich des Nachhaltigkeitskapitels? 
39. Welche Position vertritt die Bundesregierung bei rechtsverbindlichen Einhaltung und 

Verankerung von Menschen-, Mindestarbeitsnormen sowie Umwelt- und 
Klimaschutzbestimmungen in Handelsabkommen? 

40. Ist geplant, Verstöße gegen das Nachhaltigkeitskapitel in den allgemeinen 
Streitbeilegungsmechanismus einzubeziehen? 

41. Welchen Standard in Hinblick auf den Klimaschutz soll das Abkommen erreichen? 
42. Welchen Standard in Hinblick auf Arbeitsrechte soll das Abkommen erreichen? 
43. Welche Liberalisierungsverpflichtungen sind im Bereich der 

Arbeitnehmerinnenfreizügigkeit geplant? 
44. Welchen Standard in Hinblick auf Menschenrechte bzw. die Rechte indigener Völker soll 

das Abkommen erreichen? 
45. Welchen Standard in Hinblick auf die Bekämpfung von Steuerhinterziehung bzw. 

-vermeidung soll das Abkommen erreichen? 
46. Welchen Standard in Hinblick auf Corporate Governance soll das Abkommen erreichen? 
47. Wie werden die Anforderungen der einheitlichen Stellungnahme der Bundesländer an die 

Bundesregierung vom Oktober 2017 sichergestellt? 

Folgenabschätzung 

48. Liegen bereits wirtschaftliche Folgenabschätzungen vor? 
a.  Wenn ja: zu welchen Ergebnissen kommen diese für die EU bzw. für 

Österreich? 
b. Welche Beschäftigungseffekte (nach Sektor) sind durch das Abkommen zu 

erwarten? 
c. Welche "Anpassungskosten" sind zu erwarten? 

49. Liegt bereits eine Folgenabschätzung für den Bereich der nachhaltigen Entwicklung vor, 
wann ist die Veröffentlichung derselben geplant? 
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Verfahren 

50. Mit welcher Mehrheit ist das Mandat im Rat anzunehmen? 
51. Wie ist der weitere Zeitplan für die Beratung des Mandats im Rat bzw. in den 

zuständigen Ratsarbeitsgruppen? 
52. Werden Sie sich im Sinne der Transparenz im Rat dafür einsetzen, dass das 

schlussendliche Mandat veröffentlicht wird? 
53. Welchen Zeitrahmen strebt die EU-Kommission für die tatsächlichen Verhandlungen an? 
54. Welche zivilgesellschaftlichen Organisationen werden in welchen Formaten und wie oft 

den Verhandlungen beigezogen? 
55. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass das Abkommen als gemischt eingestuft wird? 

Österreichische Position 

56. Gibt es eine akkordierte Position der österreichischen Bundesregierung zum 
Abkommen? 

a. Falls ja, wie lauten deren Eckpunkte? 
b. Falls nein, warum nicht? 

57. Wann erfolgte die besondere Unterrichtung des Nationalrates gemäß § 5 Eu-lnfoG? 
58. In welchen Bereichen liegen aus österreichischer Sicht besondere Herausforderungen? 

/-
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I 
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